Marktgemeinde Scheidegg
Herrn Bürgermeister Ulrich Pfanner
Rathausplatz 6
88175 Scheidegg
29.02.2012
Baumwipfelpfad – Neubau von Parkplätzen - Alpenkonvention
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Pfanner,
wir beziehen uns auf den Pressebericht in der Westallgäuer Zeitung vom 12.01.2012. Danach plant die Katholische Jugendfürsorge 265 neue Parkplätze in der Nähe des Baumwipfelpfades in Oberschwenden. Weiter dürfen wir auf unser Schreiben an die Katholische Jugendfürsorge in Augsburg vom 16.01.2012 verweisen, das wir Ihnen in Abdruck zukommen ließen. Wir hatten darin erhebliche Bedenken gegen die weitere Erschließung und den weiteren Landschaftsverbrauch in diesem Bereich vorgebracht. Auf diesen Brief hat die Katholische Jugendfürsorge bisher nicht geantwortet, was wir sehr bedauern.

Die Entscheidung, ob die Parkplatzwünsche erfüllt werden können, trifft die Marktgemeinde Scheidegg im Rahmen ihrer Planungshoheit. Bei den bisherigen  Genehmigungsverfahren um den Baumwipfelpfad ist ein gewichtiger Aspekt nicht beachtet worden. Wir wollen ihn deshalb mit Nachdruck in die Beratungen um die Bauabsichten der Katholischen Jugendfürsorge vorbringen. 
Es geht um die Alpenkonvention, die 1991 von 8 Staaten, darunter die Bundesrepublik Deutschland, und der Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet wurde. Der Landkreis Lindau liegt in der Gebietskulisse und Zuständigkeitsbereich der Alpenkonvention. Außerdem ist die Marktgemeinde Scheidegg über die Regionalentwicklung Westallgäu-Bayerischer Bodensee Mitglied im Gemeindenetzwerk „Allianz in den Alpen“, das sich die Umsetzung der Alpenkonvention zum Ziel gesetzt hat. 
„Die Alpenkonvention ist keine politische Absichtserklärung, sondern ein verbindlicher völkerrechtlicher Vertrag. Sie enthält allgemeine Verpflichtungen der Vertragsparteien mit dem Ziel, Lösungen für Probleme bei der Erhaltung und dem Schutz der Alpen zu erarbeiten.“ (Zitat aus Alpenkonvention konkret, Alpensignale 2, November 2004, Seite 5). 

Die allgemein gehaltene Alpenkonvention wird durch so genannte  Durchführungsprotokolle konkretisiert. Im Fall des Baumwipfelpfades spielen die Themenbereiche „Naturschutz und Landschaftspflege“, „Tourismus“ und „Verkehr“ die maßgebende Rolle.
Aus diesen Protokollen möchten wir Ihnen wichtige Leitsätze an die Hand geben, die bei der Beratung und Entscheidung nicht übergangen werden dürfen:

· Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im Bereich Naturschutz und Landschaftspflege
Präambel: „…in der Überzeugung, dass bei der Abwägung zwischen ökologischer Belastbarkeit und wirtschaftlichen Interessen den ökologischen Erfordernissen Vorrang einzuräumen ist…“.
Ziel: „…um Natur und Landschaft so zu schützen, zu pflegen und, soweit erforderlich, wieder  herzustellen, dass die Funktionsfähigkeit der Ökosysteme, die Erhaltung der Landschaftselemente und der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten einschließlich ihrer natürlichen Lebensräume, die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Leistungsfähigkeit der Naturgüter und die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Natur- und Kulturlandschaft in ihrer Gesamtheit dauerhaft gesichert werden…“

· Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im Bereich Tourismus
Präambel: „…in dem Bewusstsein, dass das natürliche und kulturelle Erbe sowie die Landschaften wesentliche Grundlagen für den Tourismus in den Alpen darstellen.“
Kapitel II, Artikel 5, (1): „Die Vertragsparteien verpflichten sich, auf eine nachhaltige touristische Entwicklung mit einem umweltverträglichen Tourismus zu achten.“

· Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im Bereich Verkehr
Präambel: „…im Bewusstsein, dass der Verkehr in seinen Auswirkungen nicht umweltneutral ist und verkehrsbedingte Umweltbelastungen wachsende ökologische, gesundheitliche und sicherheitstechnische Belastungen und Risiken schaffen, die ein gemeinsames Vorgehen erfordern…“; „…im Bewusstsein, dass eine auf die Grundsätze der Nachhaltigkeit ausgerichtete Verkehrspolitik im Alpenraum nicht nur im Interesse der alpinen, sondern auch der ausseralpinen Bevölkerung steht und auch zur Sicherung der Alpen als Lebens-, Natur- und Wirtschaftsraum zwingend ist…“; „…im Bestreben, einen entscheidenden Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung sowie zu einer Verbesserung der Lebensqualität zu leisten und demzufolge das Verkehrsaufkommen zu reduzieren, die Verkehrsabwicklung in umweltschonender Weise zu gestalten…“
Kapitel I, Artikel 1 (1): „…Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einer nachhaltigen Verkehrspolitik, die 
a) Belastungen und Risiken im Bereich des inneralpinen und alpenquerenden Verkehrs auf ein Maß senkt, das für Menschen, Tiere und Pflanzen sowie deren Lebensräume erträglich ist,…“
Artikel 13: „(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die verkehrlichen Auswirkungen weiterer Erschließungen mit touristischen Anlagen unter Berücksichtigung der Ziele dieses Protokolls zu überprüfen … Dabei ist dem öffentlichen Verkehr Vorrang einzuräumen.
(2) Die Vertragsparteien unterstützen die Schaffung und Erhaltung von verkehrsberuhigten und verkehrsfreien Zonen, die Einrichtung autofreier Tourismusorte sowie Maßnahmen zur Förderung der autofreien Anreise und des autofreien Aufenthalts von Urlaubsgästen.“
In den Leitsätzen des Gemeindenetzwerkes „Allianz in den Alpen“, dem auch die Marktgemeinde Scheidegg angehört, finden sich folgende Leitsätze, die wir mit besonderer Betonung hervorheben wollen:

· „…Wir verstehen uns deshalb als treibende Kraft für die Umsetzung der Alpenkonvention und sind als solche auch von den Alpenstaaten und der EU offiziell anerkannt. Wir streben mit unserer Politik ein zukunftsbeständiges Wirtschaften und eine nachhaltige Nutzung der Umwelt an.“
· „Wir setzen uns für die Erhaltung und Weiterentwicklung von Natur (Biodiversität), Landschaft und Kultur in den Alpen ein - dies inner- und ausserhalb von Schutzgebieten. Wir wollen damit die alpine Kulturlandschaft als Basis für nachhaltiges Leben und Wirtschaften sowohl für unsere als auch für zukünftige Generationen bewahren.“
· „Wir engagieren uns für innovative Lösungsansätze zur Reduktion des stark wachsenden motorisierten Individual- und Güterverkehrs. Wir wollen den Verkehr auf umweltfreundliche Transportmittel verlagern und eine nachhaltige Mobilität fördern.“
(Siehe Internetseite „Allianz in den Alpen“)
Die Planung der Katholischen Jugendfürsorge für 265 neue Parkplätze im Ortsteil Oberschwenden wird massiv in das landschaftliche Gefüge eingreifen und die Steigerung des motorisierten Individualverkehrs verfestigen. Bereits im letzten Jahr hatte der Ortskern von Scheidegg unter der Verkehrsvermehrung zu leiden. Stellt man die neuerliche Planung den Leitsätzen der Alpenkonvention und des Gemeindenetzwerkes „Allianz in den Alpen“ gegenüber, wird deutlich, dass sie an diesen Zielsetzungen komplett vorbei geht. Nach unserer Ansicht kann der Marktgemeinderat Scheidegg das Erweiterungsvorhaben am Baumwipfelpfad demnach nicht gut heißen. Es wäre äußerst bedauerlich, wenn die völkerrechtlich verbindliche Alpenkonvention missachtet würde.

Ein Abdruck dieses Schreibens geht an das Landratsamt Lindau, die Katholische Jugendfürsorge und die Medien.

Mit freundlichen Grüßen

Erich Jörg, Kreisvorsitzender

Isolde Miller, Geschäftsführerin 
